
nochmals wirksam in die ideologische Auseinander­
setzung eingreifen zu können. Die Bedeutung dieser ge­
sellschaftlichen Vertreter sollte auch dadurch zum Aus­
druck kommen, daß ihnen besondere Sitze im Gerichts­
saal eingeräumt werden.

Es wird zwar im Zivilprozeß wegen der damit regel­
mäßig verbundenen Störung des Betriebsablaufs nur 
selten Vorkommen, daß eine Hauptverhandlung in 
einem Betrieb oder einer Genossenschaft durchgeführt 
wird. Es wird aber häufig zweckmäßig sein, im Einver­
nehmen mit dem Betrieb, den Einrichtungen, in denen 
die unmittelbar Beteiligten arbeiten, dem Wirkungs­
bereich der Nationalen Front oder den Blockparteien 
dafür zu sorgen, daß einige Zuhörer aus dem Arbeits­
oder Lebenskreis des Verklagten an der Hauptverhand­
lung teilnehmen. Dadurch wird eine Ausstrahlung der 
Hauptverhandlung auf solche Menschen, die in ähn­
lichen Situationen leben, oft sehr erleichtert werden. 
Das wird besonders nötig sein, wenn ein Verfahrens­
beteiligter ein besonders rücksichtsloses, uneinsichtiges, 
von starken kapitalistischen Bewußtseinsrückständen 
zeugendes Verhalten an den Tag gelegt hat. Unter dem 
Eindruck der Hauptverhandlung werden die Zuhörer 
auch von sich aus mit dafür sorgen, daß solche Men­
schen ihre negative Einstellung überwinden.

Es dürfte nötig sein, zwischen den Vertretern gesell­
schaftlicher Interessen, die stets zur unmittelbaren Mit­
wirkung am Verfahren berufen sind und in der Regel 
vom Gericht namentlich geladen werden, und dem 
weiter gehaltenen, aber gleichfalls vom Gericht ge­
steuerten Zuhörerkreis zu unterscheiden. Dieser Zu­
hörerkreis wird vom Gericht im Einvernehmen mit den 
Betrieben und Massenorganisationen nur rahmenmäßig 
bestimmt. Seine Auswahl im einzelnen obliegt anderen 
Faktoren. Allerdings soll dieser Unterschied nicht abso­
lut sein, auch ein Zuhörer kann durch sein aktives 
Verhalten in der Verhandlung zum Vertreter gesell­
schaftlicher Interessen werden.

V
Die politischen und fachlichen Erfahrungen, das 

Wissen und die Kenntnisse des bei der Hauptverhand­
lung anwesenden Kreises sollen für eine richtige Lösung 
des Konflikts, aber gleichzeitig auch zur organisierten 
Beseitigung der ihm zugrunde liegenden gesellschaft­
lichen Widersprüche soweit als möglich ausgenutzt 
werden. Es sollte daher jeder Anwesende — gleichgültig, 
ob er zur unmittelbaren Mitwirkung am Verfahren aus­
drücklich berufen wurde öder ob er zunächst nur als 
Zuhörer teilnimmt — das Recht zur Wortmeldung haben. 
Er muß zunächst mitteilen, zu welcher Frage er 
sprechen will. Auf Grund dieser Angaben entscheidet 
der Vorsitzende bzw. das Gericht, ob ihm das Wort zu 
erteilen ist. Bei seihen Ausführungen unterliegt er 
selbstverständlich der Verhandlungsdisziplin. Der Vor­
sitzende bzw. das Gericht wird ihm also, wenn er nicht 
zur Sache spricht, das Wort entziehen.

Insbesondere nach Abschluß der Beweisaufnahme 
sollte dem Vorsitzenden das Recht zustehen, sich an den 
ganzen Kreis der Anwesenden mit der Frage zu wenden, 
ob jemand noch etwas zu sagen habe. Etwaige Wort­
meldungen sind dann ebenso wie oben zu behandeln.

Richtig gehandhabt, wird diese neue Methode zur 
Popularisierung und Wirksamkeit des Zivilprozesses, 
zur Findung der objektiven Wahrheit und zur Klärung 
der tieferen Prozeßursachen viel beitragen. Man sollte 
sich dabei vor der beliebten Einwendung, daß eine 
solche „freie“ Gestaltung des Verfahrens aus der ge­
richtlichen Verhandlung eine Versammlung mache, nicht 
fürchten. Wenn eine „Versammlung“ zu besseren Er­
gebnissen führen sollte als die alte Verhandlung, so 
müßte man diesen Weg unbedenklich gehen. Außerdem 
ist die Einwendung auch nicht richtig. Die Entscheidungs­
gewalt bleibt auch nach diesen Vorschlägen stets in 
den Händen des Gerichts und wird keineswegs einen 
unbestimmten Kreis von „Versammlungsteilnehmern“ 
überlassen.

Die im alten Prozeßrecht wenigstens in der Theorie 
bestehende Trennung von Hauptverhandlung und Be­
weisverfahren kann in dem neuen Prozeß selbstver­
ständlich nicht übernommen werden. Das geht schon 
daraus hervor, daß das gesamte Vorbringen der 
unmittelbar Verfahrensbeteiligten Teil der Beweisauf­
nahme ist. Im übrigen soll aber die Behandlung des 
Beweises im neuen Zivilprozeß einer besonderen Arbeit 
Vorbehalten werden.

VI
Vom Gericht gelenkte Wechselrede der unmittelbar 

Beteiligten in der Vorverhandlung statt Wechsels von 
Schriftsätzen, konzentrierte, exakt geplante Hauptver­
handlung statt einer Serie von unzusammenhängenden, 
vor ständig wechselnden Richtern durchgeführten Ver­
handlungsabschnitten, sinnvolle Heranziehung von 
Vertretern gesellschaftlicher Interessen statt Beschrän­
kung auf den Parteienegoismus, schließlich ein weit­
gehendes Frage- und Mitwirkungsrecht aller Anwesen­
den statt eines starren Beweissystems — das alles sollen 
Methoden werden, die entscheidend dazu beitragen, dem 
Entwicklungs- und Organisationsprinzipien des demo­
kratischen Zentralismus auch im Zivilprozeß zum vollen 
Durchbruch zu verhelfen und damit auch den Zivil­
prozeß aus seiner bisherigen Isolierung zu befreien, ihn 
zu einer staatlichen Leitungstätigkeit zu machen, die 
geeignet ist, ändernd und vorausschauend Hilfe bei der 
Einwirkung auf die gesellschaftlichen Verhältnisse zu 
leisten.

Diese ersten Gedanken zur Neugestaltung der Ver­
handlung im Zivilprozeß, die sicherlich noch mancher 
Ergänzungen und Berichtigungen bedürfen, werden 
hoffentlich Anlaß zu einer breiten Diskussion von 
Praktikern und Wissenschaftlern zu diesem wichtigen 
Problem des sozialistischen Zivilprozesses sein.

Zur Konzeption des neuen Urheberrechts
Von DIETER WENDT, Mitarbeiter für Rechts- und Berufsfragen im Deutschen Schriftstellerverband

Bei der Ausarbeitung des sozialistischen Rechts­
systems ist es notwendig, auch auf dem Gebiet des 
Urheber- und Verlagsrechts den neuen Verhältnissen in 
der DDR Rechnung zu tragen. Die jetzt noch geltenden 
Gesetze stammen aus dem Anfang dieses Jahrhunderts 
und sind mit allen Merkmalen der bürgerlichen Rechts­
setzung ausgestattet. Die Gesetze, betreffend das Ur­
heberrecht an Werken der Literatur und der Tonkunst

vom 19. Juni 1901 (RGBl. S. 227), bzw. an Werken der 
bildenden Künste und der Fotografie vom 9. Januar 
1907 (RGBl. S. 7) sowie das Gesetz über das Verlags­
recht vom 19. Juni 1901 (RGBl. S. 217) sind Beispiele 
für die im Kapitalismus typische Isolierung des einzel­
nen Menschen von seiner Umwelt. Mit wenigen Aus­
nahmen ist das Schaffen der Urheber in der bürger­
lichen Gesellschaft nicht mit dieser verbunden, steht der
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